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Beiträge zur Reform des öſterreichiſchen Strafgeſetzes 
über Gefüllsübertretungen. 
Von Theodor Eglauer. 
I. Ueber das Weſen, den Zweck und den Rechtsgrund der Steuerſtrafe. 
5 (Fortſetzung.) 


Daraus, daß ein beſtimmter Staat überhaupt beſteht und aus 
dem „Kampf ums Daſein“, den auch Staaten zu beſtehen haben, ſieg— 
reich hervorgegangen iſt, entnimmt er das Recht zur Selbſterhaltung 
und Vertheidigung gegen innere und äußere Feinde. 

Ein ſolcher innerer Feind iſt auch der Steuerübertreter. Er geht 
dem Staate an ſeiner empfindlichſten Stelle nahe. L. v. Stein ſagt in 
ſeinem Lehrbuche der Finanzwiſſenſchaft: „Nur was durch die Finanzen 
möglich iſt, iſt überhaupt möglich.“ 


vortheil durch Irrthumserregung verſchaffe. ) 


= 


Dies iſt nicht fo 
ganz wahr. 

Der Stenerdefrandant will ſich blos einem Vermögeus nachtheile 
rechtswidrig entziehen. 

Eher wäre noch die Auffaſſung des Betruges im öſterreichiſchen 
allgemeinen Strafgeſetze auf die Stenerdefraudation anwendbar. Der 
§ 197 des allg. St. G. lautet nämlich: „Wer durch liſtige Vor— 
ſtellungen oder Handlungen einen Anderen in Irrthum führt, durch 
welchen Jemand, ſei es der Staat, eine Gemeinde oder andere Perſon, 
an ſeinem Eigenthume oder anderen Rechten, Schaden leiden ſoll; 
oder wer in dieſer Abſicht und auf die eben erwähnte Art eines Anderen 
Irrthum oder Unwiſſenheit bemitzt, begeht einen Beteug.“ 

Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt ſo allgemein gehalten, ſo daß ſie 
insbeſondere wegen der Worte „Rechten“ anſtatt „Privatrechten“, „Un— 
wiſſenheit“ und „Schaden“, auf zahlreiche Handlungen paßt, ſo auch 
auf Gefällsübertretungen. 

Dies zeigt am beſten der Umſtand, daß es ſogar einer oberſt— 
gerichtlichen Entſcheidung (vom 22. April 1852) bedurfte, um zu 
conſtatiren, daß die Beeinträchtigung der von einem Nachlaſſe entfallenden 
Taxen und Gebühren durch Verſchweigung von Aetiven und Fingirung 
von Paſſiven nicht nach dem allgemeinen, ſondern nach dem Gefallsſtraf— 
geſetze zu behandeln ſei. 

Einen Schaden an ſeinen Rechten erleidet der Staat in dieſem 
Falle gewiß, und zwar in Folge Benützung ſeiner, bezw. der Unwiſſen— 
heit ſeiner Finanzorgane, allein nicht an ſeinen Privat-, ſondern an 
ſeinen öffentlichen Rechten. 

Ju dieſer Beziehung gefällt mir die Definition des Betruges im 
Strafgeſetzbuche des deutſchen Reiches (§ 263) viel beſſer, wo es heißt: 
„Wer in der Abſicht, ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 


Vermögensvortheil zu verſchaffen, das Vermögen eines Andern 


Das Recht, politiſche, militäriſche und finanzielle Uebelthäter zu 


beſtrafen, iſt alſo ein Recht der Nothwehr, ein unmittelbarer Ausfluß 
des Selbſterhaltungstriebes, und findet feine Grenzen in dem rechts— 


widrigen Angriffe. Die Größe der Vertheidigung muß zu der Größe des 


Angriffes im richtigen Verhältuiſſe ſtehen. 
Dem Steuervergehen iſt jedoch außerdem noch ganz ſpeciell 


das eigenthümlich, daß es ſich nicht allein gegen das Intereſſe des 


Staates ſelbſt, ſondern indirect auch gegen dasjenige der ſteuerpflichtigen 
Mitbürger kehrt. 

Durch dieſen Umſtand wird das Steuervergehen im Falle, als 
böſe Abſicht unterläuft, dem Weſen des eriminellen Bereicherungsvergehens 
näher gerückt. 

Deshalb darf man aber noch nicht ſo weit gehen, wie manche 
Schriftſteller, welche behaupten, daß in dieſem Falle das Steuervergehen 
ſich nicht mehr weſentlich vom Betruge unterſcheide, da ſich der Steuer- 
defraudaut gleich dem Betrüger auf Koſten eines Anderen (des Aerars, 
beziehungsweiſe der übrigen Steuerträger) einen rechtswidrigen Vermögens- 


dadurch beſchädigt, daß er durch Vorſpiegelung falſcher oder Unter— 
drückung wahrer Thatſachen einen Irrthum erregt oder unterhält, 
wird wegen Betrug DELHI 

Von einem erſchlichenen Vermögens vortheile kann man bei der 
Defraudation einer öffentlichen Abgabe nur dann ſprechen, wenn für 
die anſcheinend geleiſtete Abgabe etwas Greifbares als Gegenleiſtung 
geboten worden iſt. 

So z B. halte ich es für einen Betrug im Sinne des allge 
meinen Strafgeſetzes, wenn z. B. ein Bierbräuer ſich eine ihm nicht 
gebührende Steuerrückvergütung erſchwindelt, oder wenn Jemand ſich 
durch Verwendung einer bereits gebrauchten Fahrkarte freie Fahrt auf 
einer Poſtkutſche oder einer Staatseiſenbahn verſchafft. 

Gleichwohl können auch wir den Worten A. Wagner's nur bei— 
ſtimmen, wenn er in der „Allgemeinen Steuerlehre“, S. 701, ſagt: 
„Erſt mit der feſten Einbürgerung eines Steuerſyſtems und einer 
einzelnen Stenerart und Steuer als gerechten und zweckmäßigen 


) Vgl. A. Wagner, Allgemeine Steuerlehre, S. 700 ff. 
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Steuer im Volksbewußtſein kann ſich eine Auſchauung ausbilden, daß 


eine böswillige Steuerdefraudation ein wirklicher „Betrug“ im ſtraf— 
rechtlichen Sinne ſei, und wie ein ſolcher behandelt werden müſſe. 
Daraus ergibt ſich die nicht unwichtige Conſequenz, daß gar zu häufiges 
Rütteln und Verändern au der Beſteuerung auch hier wieder Bedenken 
bat, und daß die Frage der gerechten Steuervertheilung demnach 
der gerechten Steuerveranlagung auch im Einzelnen, auch für die Bil— 
dung eines die Steuerdefraudation ſcharf verurtheileuden Rechtsbewußt⸗ 
ſeins im Volke nicht gleichgiltig iſt.“ 

Aus dem weiter oben erklärten Rechtsgrunde der Steuerſtrafe als 
Nothwehr ergibt ſich von ſelbſt der Zweck derſelben, nämlich die 
Umſtimmung oder Bezwingung des ungehorſamen Einzelwillens, und 
zwar behufs Erreichung des Finanzzweckes, d. i. Beſchaffung der für 
den Staatsaufwand nöthigen Mittel. 

Jedes Recht auf der Welt will behütet ſein. Der Rechtsſchutz 
liegt eigentlich ſchon im Begriffe des (ſubjectiven) Rechts. Das Recht ſetzt 
alſo eine gewiſſe Macht voraus, die ſich entweder in der Hand des Rechts— 
ſubjects ſelbſt oder in einer fremden Hand befindet. So z. B. ſchützen 
ſich Subjecte des Völkerrechts ſelbſt, mit wenigen Ausnahmen; Privat— 
rechte werden durch den Staat beſchützt. 

Dieſe Macht iſt entweder eine moraliſche, ich möchte ſagen, latente, 


oder eine phyſiſche (offene). So lange jene ausreicht, bedarf es dieſer 


nicht. Kräftigung jeuer moraliſchen Macht des Rechtsſchützers iſt alſo 
das beſte Mittel zur Abwehr von Rechtsverletzungen. 

Nun häugt aber die moraliſche Macht einer Perſon wieder von 
der phyſiſchen, d. h. wirklichen Macht derſelben, ſowie von den ethiſchen 
Grundſätzen ab, welche dieſer Perſon oder den durch dieſelbe vertretenen 
Ideen eutgegengebracht werden. 

Wie wir früher geſehen haben, 
nur geringe Unterſtützung ſeitens der Volksmoral gegenüber dem Stener— 
vergehen rechnen. Er iſt da auf ſeine eigenen Kräfte augewieſen. 

Wenn er daher nicht geſonnen iſt, jeden Einzelnen zur Entrichtung 
der ihm obliegenden Zahlung einer Abgabe und zur Befolgung der 
übrigen Steuervorſchriften zu zwingen, was ihm bei der Unzureichendheit 
ſeiner Wachorgaue unmöglich iſt, ſo muß er die übelgeſinnten Unter⸗ 
thanen zur Einficht bringen, daß es für ſie beſſer, wenigſtens klüger ſei, 
nicht gegen den ſtaatlichen Willen anzukämpfen, ſondern den ihnen von 
dieſem auferlegten Pflichten nachzukommen. 

Dies kann er nur durch Androhung, beziehungsweiſe Zufügung 


von Strafen, d. h. uachtheiligen Folgen von Uebertretungen ſeiner Vor 


ſchriften erreichen, was uns die alltägliche Erfahrung und die Kinder— 
erziehung lehrt. 

Die dem Steuervergehen in der Regel zu Grunde liegende Trieb— 
feder iſt die Gewiunſucht, deren Repreſſion nur durch drohenden 


Verluſt bewirkt werden kann. Die Geldſtrafeu find demnach die 


natürlichſten Steuerſtrafen; ſelbſtverſtändlich iſt im Falle der Uneinbring- 
lichkeit dieſer eine angemeſſene Freiheits ſtrafe zu verhängen. 

Es wird hier die Frage zu beantworten ſein, ob als nachtheilige 
Folge der Steuervergehen auch Ehrenſtrafen eintreten ſollen? Die 
Frage iſt nach dem heutigen Stande der Strafrechtswiſſenfchaft zu ver- 
neinen. 

Etwas anderes iſt es, auszuſprechen, daß der ſich gegen die 
Steuergeſetze Vergehende künftig von gewiſſen lucrativen Staatsämtern 
und Dienſten ausgeſchloſſen werde, oder wenigſtens die Fähigkeit ver- 
liere, zu ſolchen künftig zugelaſſen zu werden; es iſt auch ganz wider⸗ 
ſiunig, Leuten, welche ſich dem Staate feindlich gezeigt haben (das Wie 
iſt hier ganz nebenſächlich), ſtaatliche Begünſtigungen zu ertheilen, oder 
ſie etwa gar zu Organen der von ihnen geſchädigten Verwaltung zu 
machen. 

Aus allen unſeren Auslaſſungen wird man bereits entnommen 
haben, daß wir die Feuerbach'ſche Theorie vom pſychologiſchen 
Zwange für unſere (nämlich Steuerſtraf-) Zwecke billigen. Und in der 
That, wenn irgendwo, ſo paßt dieſe Theorie auf das Steuervergehen und 
die Steuerſtrafe. 

Dieſe Theorie argumentirt bekanntlich folgendermaßen: „Rechts⸗ 
verletzungen jeder Art widerſprechen dem Staatszwecke, der Staat iſt 
daher berechtigt und verpflichtet, Anſtalten zu treffen, wodurch Rechts⸗ 
verletzungen überhaupt unmöglich gemacht werden. Dieſe Anſtalten müſſen 
nothwendigerweiſe Zwangsanſtalten ſein. Es ſoll daher zunächſt 
phyſiſcher Zwang benützt werden; aber der phyſiſche Zwang reicht 
nicht aus, weil die bevorſtehende Verletzung gar nicht vorauszuſehen, die 


kann der Staat auf keine oder 
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wirkliche Verletzung gar nicht mehr gut zu machen iſt“ (letzteres trifft 
in unſerem ſpeciellen Falle nicht zu). 

„Deshalb muß neben dem phyſiſchen Zwange noch ein anderer 
Umſtand mitwirken, welcher der Vollendung der Verletzung vorhergeht; 
dieſe Eigenſchaft beſitzt uur ein pſychologiſcher Zwang, ein Zwang 
nämlich, durch welchen die Bürger beſtimmt werden, ſich zu keiner 
Rechtsverletzung zu entſchließen. Solcher Zwang wird dadurch ausgeübt, 
daß in einem Geſetze die Strafe als nothwendige Folge des Verbrechens 
angedroht und diefe Drohung eintretendenfalls ſelbſtverſtändlich auch 
ausgeführt wird.“ 

„Die Drohung des Strafgeſetzes muß nun ſo eingerichtet ſein, daß 
das Uebel, welches den Thäter trifft, größer iſt, als der Vortheil und 
die Luſt, welche ſich derſelbe von ſeinem Vorhaben verſpricht.“ 

„Denn,“ jagt Feuerbach, „jeder verbrecheriſche Wille entfpringt 
aus der Vorſtellung einer Luſt, welche begehrt wird. Wird unn durch 
Bedrohung des Strafgeſetzes der Vorſtellung jener Luſt die Vorſtellung 
einer größeren Unluſt gegenübergeſetzt, ſo ſetzt ſich der Triebfeder, welche 
zum Verbrechen treibt, eine ſtärkere Triebfeder entgegen, welche vom 
Verbrechen abhält, der Wille erfährt einen pſychologiſchen Zwang 
und das Verbrechen unterbleibt.“ 

Dieſe für das allgemeine Strafrecht ausgeſprochenen Worte paſſen 
noch viel beſſer für das Steuerſtrafrecht. Dies kann man daraus 
folgeru, daß die gegen die vorgedachte Straftheorie gemachten Ein— 
wendungen, welche für das allgemeine Strafrecht theilweiſe richtig 
ſind, mit Beziehung auf das Steuerſtrafweſen hinfällig werden. 

Einmal was den Einwand anbetrifft, daß der Uebelthäter im 
Momente der böſen Handlung nicht Zeit zur Ueberlegung habe, trifft 
derſelbe beim Steuervergehen ein; dieſes wird mit der größten Kalt— 
blütigkeit begangen, umgekehrt vielmehr mahnt eine bedeutende Steuer⸗ 
ſtrafe den Steuerpflichtigen mehr als alles Andere au ſeine Pflicht, 
im gehörigen Augenblicke die Steueranſage zu machen. 

Ein weiterer Einwand iſt der, daß die wenigſten UILebelthäter 
die vom Geſetze angedrohte Strafe kennen. Dagegen läßt ſich wieder 
einwenden, daß das Ausmaß ſelbſt bei eriminellen Vergehen nichts ver— 
ſchlägt, es genügt die Drohung mit dem Kerker allein; bei Steuer— 
vergehen hingegen kennt der Steuerpflichtige in der Regel ſehr gut das 
betreffende Strafgeſetz, oder lerut es kennen, wenn er nicht durch fremden 
Schaden klug geworden. 

Ferner wird eingewendet, daß ſich der Uebelthäter ſtets mit der 
Hoffnung trägt, nicht entdeckt zu werden. Dieſer Haupteonp der Feuer⸗ 
bach 'ſchen Gegner hat etwas für ſich; allein die Steuervergehen haben 
das Charakteriſtiſche, daß ſie ſelten vereinzelt vorkommen, ſondern meiſt 
geſchäftsmäßig fortgeſetzt werden, da ſie eben in den meiſten Fällen mit 
Gewerbsausübungen in Verbindung ſtehen. 

Eine einzelne, nicht entdeckte Steuerdefraudation ſchädigt das Inter⸗ 
eſſe des Staates nur in den ſeltenſten Fällen. Der Staat will ſich 
namentlich der gewerbsmäßig betriebenen Steuerdefraudationen, welche 
überdies gewöhnlich in raffinirter Weiſe ausgeübt werden, erwehren. 

Nun hat der Uebelthäter bei dem Plane, wiederholt der Steuer: 
pflicht ſich zu entziehen, ſicherlich mit der Möglichkeit, entdeckt zu werden, 
zu rechnen, und wird, wenn er ſieht, daß er ein ungünſtiges Mal ſo 
arg geſtraft werde, daß der ganze Nutzen der früheren Steuerdefraudationen 
verloren geht, ganz gewiß ferne geſetzwidrige Thätigkeit einſtellen. 

Keinesfalls darf es der Staat darauf ankommen laſſen, daß die 
umgekehrte Speculation eintritt, daß der Steuerpflichtige nämlich zur 
Einſicht gelangt, es ſei für ihn klüger, abzuwarten, bis daß man ihn 
erwiſche, da er in dieſem Falle doch nur einen Theil ſeiner Erſpar⸗ 
niffe an Steuer hingeben müſſe; dies würde fo viel heißen, als die 
Steuerpflichtigen zur Hinterziehung von Steuern zu verleiten. 

Andererſeits darf uns die Feuerbach 'ſche Theorie vom pſycholo— 
giſchen Zwang nicht zu Uebertreibungen und Härten führen. Wie wir 
früher hervorgehoben haben, iſt die Strafgerichtsbarkeit des Staates 
ein Act der Nothwehr, und es gibt auch hier einen excessus, eine 
Ueberſchreitung der Nothwehr, welche verboten iſt. 

Zwiſchen den näher bezeichneten Schranken hat ſich ein künftiges 
Steuerſtrafgeſetz zu halten, um einen wirkſamen Schutz für das Aerar 
und die mitintereſſirten gut geſinnten Steuerträger zu bieten. 

Die Steuerſtrafe kann übrigens noch von einer anderen Seite 
betrachtet werden, von einer materiellen. 

(Schluß des Art. I folgt im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praris. 
Die gerichtliche Zuftändigfeit in Sachen des Vollzuges der Ent: 
ſcheidungen in Servituten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs-Angelegen⸗ 
heiten richtet ſich nach der Eigenſchaft der in dieſen Entſchei⸗ 
dungen benannten Grundſtücke. 

Auf Grund der rechtskräftigen Entſcheidungen der Eh Statt: 
halterei als Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion, 
laut deren die bisher ſeitens der Gemeinde W. ausgeübten Holzbezugs— 
und Weide-Servituten zufolge Ueberlaſſung eines herrſchaftlichen Grund: 
ſtückes in das Eigenthum dieſer Gemeinde aufgehoben wurden, brachten 
die Eigenthümer des landtäflichen Gutes W. beim k. k. Bezirksgerichte 
zu M. das Geſuch ein um executive Uebergabe des Grundſtückes, B. G. 
genannt, welches zwar im Proviſorialverfahren als im factiſchen Beſitze 
der Gemeinde W. befindlich anerkannt worden war, dermal aber, 
wo das Benützungsrecht dieſes Grundſtückes ſeitens der benannten 
Gemeinde aufgehoben und ſogar die Benützung desſelben verboten 
wurde, den Eigenthümern des landtäflichen Gutes W. zurückgeſtellt 
werden müſſe. 

Das k. k. Bezirksgericht zu M. willfahrte dieſem Begehren und 
ordnete das Geeignete wegen executiver Uebergabe diefes Grundſtückes 
in das Eigenthum der Petenten an, und das k. k. Oberlandesgericht 
zu L. beſtätigte im Recurswege dieſen Beſcheid der erſten Inſtanz. 

Ueber außerordentlichen Reviſionsrecurs hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof beide erſtinſtanzliche Verordnungen behoben und den Auſtrag 
ertheilt, das Executionsgeſuch den Einſchreitern im Sinne des § 1 der 
Jurisdictionsnorm unter Verweiſung derſelben an die zuſtändige Real— 
inſtanz erfolglos zurückzuſtellen, denn im vorliegenden Falle handelt es 
ſich um executive Invollzugſetzung eines Erkenntniſſes in Servituts⸗ 
Angelegenheiten mittelſt Uebergabe eines von der Grundlaſt befreiten 
herrſchaftlichen Grundſtückes, mithin eines Theiles des landtäflichen 
Gutskörpers W., bezüglich deſſen die Realgerichtsbarkeit demjenigen Ge⸗ 
richtshofe erſter Inſtanz vorbehalten iſt, in deſſen Sprengel dieſer Guts⸗ 
körper liegt (88 50 und 51 Jur. N.), desgleichen iſt ferner laut 
§ 116 der h. Miniſterialverordnung vom 31. October 1867, R. G. Bl 
Nr. 218, nur die zuständige Realinſtanz zum Vollzuge der Entſchei⸗ 
dungen der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Organe beruſen, 
weshalb die vorſtehend angeſuchte executive Uebergabe eines Theiles 
des benannten landtäflichen Gutskörpers in keiner Weiſe durch das k. k. 
Bezirksgericht bewirkt werden kann. 

(Oberſtgerichtl. Entſcheidung vom 24. Mai 1881, Z. 5956.) 

R. 
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verfolgte vorwiegend praktiſche Zweck, nämlich eine klare und möglichſt vollſtändige 
Ueberſicht der politiſchen Geſetzkunde in ihrem organiſchen Zuſammenhange zu 
liefern, fortſchreitend immer ſicherer und verlaßlicher erreicht werde. Diesfalls 
legen wir kein ſo großes Gewicht auſ das mehr äußerliche Moment der beträcht⸗ 
lichen Vermehrung des Umfanges, welche auch durch den bloßen Zuwachs der 
mittlerweiligen neuen Verordnungen entſtanden fein könnte, ſondern accentuiren 
viel nachdrücklicher die Thatſache, daß auch das auf dem Titelblatte angekündigte 
„vermehrt und verbeſſert“ nicht euphemiſtiſch, ſondern — wie wir bei aufmerk⸗ 
ſamer Vergleichung der dritten mit der vierten Auflage uns überzeugten — wört⸗ 
lich zu nehmen ift. Die liebevolle Hingebung des Verfaſſers an die ſich geſetzte Auf- 
gabe bedingte ſchon ohnehin bei der dritten Auflage eine vollſtändige Umarbeitung, 
nachdem die erſte Auflage (1855) und die zweite (1858) noch in die Periode des 
abſoluten Syſtems fielen und von dem dazumal im Beginne ſeiner amtlichen 
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Laufbahn ſtehenden Verfaſſer mit beſcheidener Reſerve als ein bloßer „Verſuch“ 
bezeichnet waren, deſſen Gelingen abzuwarten und fohin das Werk den Rath⸗ 
ſchlägen der Kritik und den Wünſchen der Fachgenoſſen anzupaſſen war. Wie ſehr 
dabei rückhaltloſe Selbſtkritik geübt wurde, zeigt die Bemerkung des Verfaſſers 
in der Vorrede zur dritten Auflage (vom 30. Mai 1875), gemäß deren: „zufolge 
der vollſtändig geänderten Verhältniſſe der Verfaſſung und Verwaltung die Ein⸗ 
theilung des Buches in dem erſten (formalen) Theile und dies nur in den 
Hauptumriſſen beibehalten werden, dagegen die im zweiten (materiellen) Theile 
bisher“ (d. i. in der erſten und zweiten Auflage) „gewählte willkürliche, zuſammen⸗ 
hanglofe Zerſtückung des Stoffes in einzelne abgeſchloſſene Abhandlungen über 
beſtimmte Materien der Geſetzgebung nicht Genüge leiſten konnte,“ anſtatt der⸗ 
ſelben mithin „bei der dritten Auflage eine ſyſtematiſche Behandlung und 
or ganiſche Gliederung des Ganzen beim zweiten Theile zu Grunde 
zu legen war.“ Der Erfolg bewies die Richtigkeit der Vorausſetzung des Ver⸗ 
faſſers, daß „hiedurch nicht allein die Ueberſicht über das maſſenhafte, ſchwer 
zu bewältigen de Material bedeutend erleichtert, ſondern auch eine nähere Einſicht 
in den Zuſammenhang und ein klarer Ueberblick über die Beziehungen der ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen zu einander vermittelt ſein dürfte,“ weshalb auch die vierte 
Auflage dieſem Grundſatze treu blieb, ſowie den anderen hauptſächlichen Prinei— 
pien, die bei der totalen Umarbeitung der dritten weiters noch maßgebend geweſen 
waren, namentlich „der thunlichſten Beibehaltung des Wortlautes der gemein- 
ſamen Geſetze, der Hervorhebung der Beſonderheiten der Landes geſetzgebung 
nur in den wichtigſten Beziehungen, hingegen Betonung der gemeinſamen 
Grundſätze“. Innerhalb des feſten Rahmens dieſer Umgeſtaltung der grund— 
legenden Baſis des Werkes konnte nun bei der jetzigen vierten Auflage jene Er— 
gänzung des Stoffes platzgreifen, die durch den unausweichlichen Fortſchritt der 
im Mittel li genden einſchlägigen Geſetzgebung geboten war, nebſt dieſer mehr 
compilatoriſchen Arbeit aber auch jene Ausweitung und Vertiefung der Er— 
läuterung desſelben, welche der Verfaffer mit Glück und Geſchick ſchon bei der 
dritten Auflage infcenirt hatte, indem er aus der reichhaltigen Quelle der prakti— 
ſchen Geſetzanwendung, wie ſie die Eutſcheidungen des Reichsgerichtes und des 
Verwaltungsgerichtshofes, dann der betreffenden Reſſortminiſterien (speciell des 
Innern, der Finanzen, des Handels, des Ackerbaues, des Cultus und Unterrichts, 
der Landesvertheidigung, theils in deren Verordnungsblättern, theils in den Face 
zeitſchriften niedergelegt) zur Auswahl darbieten, das für den Praktiker Wiſſens⸗ 
wertheſte entnahm und in der beſagten explicativen Tendenz entſprechend ver— 
werthete. Hiedurch erfuhr die vierte Auflage einen um ſo bedeutfameren Zuwachs, 
als die erwähnten Quellen gerade in dem Zeitraume vom Jahre 1875 an zu— 
fehends ausgiebiger floßen, worauf ſich der Verfaſſer jedoch nicht beſchränkte, 
ſondern (und dies iſt ein weſentlicher Vorzug dieſer Auflage) überdies noch mit 
wahrem Bienenfleiße die geſammte Fachliteratur, welche ſeither nicht unbeträcht⸗ 
lich zunahm, einer gleich forgfältigen Beachtung würdigte und die greifbaren 
Ergebniſſe der bezüglichen Forſchungen zumeiſt in den Noten zum Texte bündig 
einſchaltete. Dieſer eingehenden Durchforſchung unterzog der Verfaſſer nebſt den 
in der Zwiſchenzeit erſchienenen größeren ſelbſtſtändigen Werken über einzelne 
Materien des Verwaltungsrechtes ſogar auch einzelne bemerkenswerthe Abhand— 
lungen und Aufſätze, die in den Fachzeitſchriften für Verwaltung inzwiſchen 
erſchienen ſind, und erhebliche Fragen der Praxis des Verwaltungsdienſtes zu 
löſen intendiren. Ohne mit breitſpurigen Controverſen die Spalten zu füllen, 
wählt der Verfaſſer den einzigen auch den Praktiker anmuthenden Weg, ein 
gedrängtes Reſume derſelben zu geben, und an dasſelbe ſeine etwaige ab— 
weichende Meinung, kurz motivirt, anzuſchließen. Wir konnen dieſen modus proce- 
dendi als die wirkſamſte Art der Vermittlung gehaltvoller theoretiſcher Forſchung 
mit der Praxis nur lobend hervorheben, ſie ermüdet nicht und regt zu dem doch 
auch im Verwaltungsdienſte unumgänglichen Selbſtdenken an. Allerdings mußte 
die conſequente Feſthaltung desſelben an ſich ſchon zur vollſtändigen Umarbeitung 
des Inhaltes der dritten Anflage beinahe in jedem Hauptſtücke führen und wäre 
der Umfang der vierten noch mehr angeſchwollen, wenn der Verfaſſer nicht den 
Ausweg gefunden hätte, Vieles, was früher im Texte placirt war, „unter den 
Strich“ zu verweiſen. Deſſenungeachtet wurde die Benützung gerade der „unter 
den Strich“ verwieſenen Partie und der Noten überhaupt dadurch weſentlich 
gefördert, daß der Inhalt derſelben in der vierten Auflage durch Hervorhebung 
markirender Schlagworte mittelſt geſperrter Schrift einen weitaus leichteren Ueber⸗ 
blick ermöglicht, als dies in der dritten Auflage der Fall war. Um endlich im 
großen Ganzen wenigſtens anzudeuten, welche Abſchnitte des Werkes eine be⸗ 
trächtliche Vermehrung, rückſichtlich Umgeſtaltung gegenüber der dritten 
Auflage aufweiſen, fo finden wir als ſolche: im I. Bande das IX. Hauptſtück des 
erſten Abſchnittes: „Die Verwaltungsrechtspflege und der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof“, dann das I. Hauptſtück des zweiten Abſchnittes: „Die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze für das Adminiſtrativ⸗Verfahren“, — im II. Bande das I. und III. Haupt⸗ 
ſtück des erſten Abſchnittes: „Die Reichs⸗“ und „Gemeinde⸗Verfaſſung“ (ad I 
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namentlich bei V e und VI), weiters in der erſten Hauptabtheilung des zweiten mungen bezüglich der Aufbewahrung der im Dienftveglement für das k. k. Heer, 
Abſchnittes das II. Hauptſtück „Sanitätsweſen“ und das III. „Polizeiweſen“ (ad II I. Theil, Punkt 44, vorgeſchriebenen Reverſe. 


insbeſon dere bei 9, ad III bei 4, a bis h), — im III. Bande die IV. Ab⸗ Circular-Verordnung vom 11. November 1880, Nr. 16.663 3678 III. 
theilung „Die Verwaltung in Bezug auf das wirthſchaftliche Leben“ (im Ganzen Berichtigung der Militär-Marſchrouten⸗Karte. 

am ſtärkſten vermehrt, ſpeciell das XII. und XV. Hauptſtück „Wege und Bau- Nr. 13. Ausgeg. am 10. December. 

weſen“, dann „Landesculturweſen“, ferner das XVII. „Expropriation“ um faſt Eirenlar- Verordnung vom 20. November 1880, Nr. 17.158 3780 III. Ver⸗ 


das Doppelte des früheren Umfanges). Eine weſentliche, und zwar mit großer lautbarung zweier Circular-Verordnungen des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums, 
Mühe verbundene Bereicherung erfuhr das alphabetiſche Sachregiſter, welches fich betreffend eine Berichtigung der Militär⸗Marſchrouten⸗Karte, und dann Aende— 
gegenüber den 20 Seiten der dritten Auflage (S. 1604 bis 1624) dermal als rungen in den Gebühren der Mannſchaft des Gendarmerie-Corps in Bosnien und 
ein ſtattliches Bändchen von 151 Seiten (S. 993 bis 1142) präſentirt und das der Herzegowira. 


raſche Auffinden ſelbſt minutiöſer Detailvorſchriften in wahrhaft dankenswerther Circular-Verordnung des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 5. Novem- 
Weiſe ermöglicht. Die Ausſtattung des Werkes iſt einſchließlich des eleganten ber 1880, Abthg. 5, Nr. 4336. Berichtigung der Militär⸗Marſchrouten-Karte. 
Halbleder⸗Drahtbandes eine ſorgfältige und der Manz'ſchen Verlagsfirma durchaus Cireular⸗Verordnung des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 8. Novem— 
würdige. R. ber 1880, Praes. ad Nr. 4543. Aenderungen in den Gebühren der Mannſchaft 


des Gendarmerie-Corps in Bosnien und der Herzegowina. 
Eircular-Verordnung vom 30. November 1880, Nr. 17.722 3898 III. 
Weiſung wegen Vornahme der Volkszählung bei der k. k. Gendarmerie der im 


Geſetze und Verordnungen. 


1880. IV. Quartal. Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſterr— Nr. 14. Ausgeg. am 29. December. 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. Circular-Verordnung vom 9 December 1880, Nr. 18.011 1138 VI. Be 


ginn der Amtswirkſamkeit der Landwehr-Gerichtsexpoſitur zu Laibach. 
| Circular-Verordnung vom 28. December 1880, Nr. 19.326 4257 I. 
Verlautbarung der Circular-Verordnung des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums vom 
30. November 1880, Abthg. 5, Nr. 4909. 
Cirenlar-Verorduung des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums vom 30. Novem⸗ 
ber 1880, Abthg. 5, Nr. 4909. Berichtigung der Militär-Marſchrouten-Karte. 


Nr. 143. Ausgeg. am 14. December. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahn 
von Kralup nach Welwarn. Z. 33.995. 17. November. 
Nr. 144. Ausgeg. am 16. December. 
Erlaß des k. k. Handelsmimiſteriums vom 1. December 1880, 3. 37.212, 
an sämmtliche öfter. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend Aufklärung rückſichtlich 


einiger Beſtimmungen des allgemeinen Thierſeucheugeſetzes und des Rinderpeſt— Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
geſetzes. Nr. 29. Ausgeg. am 12. October. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe von zwei, von der Localbahn Hullein- Cireular-Verordnuung vom 1. October 1880, Nr. 14.360,2217 V. Die 
Kremſier abzweigenden Schleppbahnanlagen zu den Zuckerfabriken in Hullein und Beſtimmungen des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums über den Landesbeitrag zu 
Kremſier. Z 31869. 10. November. der Normal-Vergütung für die Militär⸗Einquartirung in Tirol, haben auch für 

Nr. 145. Ausgeg. am 18. December. die k. k. Landwehr volle Giltigkeit. 


— Az | Circular-Verordnung vom 6. October 1880, Nr. 14.730 3587 II. Beginn 


Nr. 146. Ausgeg. am 21. December. n e der neu errichteten Bezirkshauptmannſchaft zu Metkovic in 
0 8 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 11. December 1880, Z. 37.057, a u 
an 5 15 öſterr a en, betreffend die u einer Kundmachung des Ministeriums für Landesvertheidigung und des Finanz- 
) i ) 05 miniſteriums vom 16. September 1880, betreffend die Einreihung der Tiroler 


tralverkaufsſtelle für Eiſen rife. e . ; 5 = : 
ae SER = 1 5 e Gemeinden Croviana, Male, Niederdorf, Predazzo, Toblach und Torbole in die 
Abdruck von Nr. 141 R. G. Bl. = 4 E : 3 
entſprechen Zinsclaſſen des Zinstarifes. 


Nr. 147. Ausgeg. am 23. December. Nr. 30. Ausgeg. am 16. October. 
Geſetz vom 5. October 1880, womit der Stadtgemeinde Linz zur Beſtreitung Circular-Verordnung vom 2. October 1880, Praes. Nr. 1399. Hinaus 


eines Beitrages zum Baue der von Linz durch das Kremsthal bis Kremsmünſter gabe der „Vorſchrift zur Superarbitrirung der Perſonen der k. k. Landwehr“. 
zu führenden Vieinalbahı die Aufnahme eines Darlehens von 209.000 fl. be⸗ 
willigt wird. | 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. December 1880, wo— 
mit für Jänner 1881 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 


Nr. 31. Ausgeg. am 19. October. 

Circular-Verordnung vom 12. October 1880, Nr. 14.873 2903 IV. 
Hinausgabe der „Vorſchrift zur Verfafſung der Konduite-Liſten über Perſonen 
des Soldatenftandes der k. k. Landwehr vom Unterofficier abwärts, mit Aus— 
ſchluß der Kadeten der k. k. Landwehr“. 


Nr. 148. Ausgeg. am 25. December. (Fortſetzung folgt.) 
Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 23. De⸗ - - = 
cember 1880, Z. 15.737. — III, au die Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, be⸗ i Perſonalien. 
treffend die Veröffentlich un ernenerter Tarifbegünſtigungen. | Seine Majeftät haben dem Statthaltereirathe der küſtenländiſchen Statt⸗ 
Nr. 149. Aus . l halterei Anton Nobile da Moſto anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der 
fr 5 Ausgeg. am 28. December. N eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Talmein Alexander 


Schemerl zum Statthaltereirathe der Trieſter Statthalterei ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Redactions⸗ 
bureau des Reichsgeſetzblottes Joſeph Sugg das goldene Verdienſtkreuz mit der 


Wien (St. Marxer Linie) über Schwechat, Fiſchamend, Klein-Neuſiedl, Schwadorf 
nach Mannersdorf. Z. 33.409. 11. December. 


Nr. 150. Ausgeg. am 30. December. Krone verliehen. 
Abdruck von Nr. 144 R. G. Bl. Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Statthaltereiſecretär Leopold Grafen Goeß zum Bezirkshauptmanne im Küſten⸗ 


Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ Janhe aue 


ungariſchen Eiſenbahnen. 24. December. | 
| 


5 5 . ! } Erledigungen 
Ve „ . (Ge 8 5 8 55 
Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. Mehrere Aushilfsreferentenſtellen für das ökonomiſche und Waldſchätzungs⸗ 
Nr. 11. Ausgeg. am 29. October. geſchäft in Oberöſterreich gegen Taggeld von je 3 fl., bis 10. September. (Amtsbl. 
Cireular⸗Verordnung vom 28. October, 1880 Nr. 15.950,3496 III. Berich⸗ Nr. m trolorsſtelle bei der k. k. Tel, bensBäuptftation im Pordubi in, d 
5 „ pilitär⸗ e ] ontrolor‘ ei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Pardubitz in der 
tigung der Militär⸗Marſchrouten⸗Karte. neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 25. September. (Amtsbl. Nr. 201.) 
Nr. 12. Ausgeg. am 18. November. | Bezirkshauptmannſtelle in Tirol mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 18. Sep⸗ 
Circular⸗Verordnung vom 6. October 1880, Nr. 14.730/3587 II. Beginn tember. (Amtsbl. Nr. 204.) 


der Amtswirkſamkeit der neu errichteten Bezirkshauptmannſchaft zu Metkovic in 1 fl 
Dalmatien. Keen . DER” Hiezu als Beilage: Bogen 18 der Erkenut⸗ 


Circular⸗Verordnung vom 24. October 1880, Praes. Nr. 1929. Beſtim⸗ niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 2 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


